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WALTER ZIEGLER, Vizepräsident des Obersten Gerichts

Die Leitung der Rechtsprechung 
muh weiter vervollkommnet werden!

Der Erlaß der Staatsrates der DDR über die grundsätz­
lichen Aufgaben und die Arbeitsweise der Organe der 
Rechtspflege ist seit einem Jahr die Grundlage unse­
rer Arbeit. Er hat zur weiteren Festigung der soziali­
stischen Gesetzlichkeit, zur Verbesserung von Ordnung 
und Sicherheit in den Betrieben, LPGs, im staatlichen 
und genossenschaftlichen Handel und zur verstärkten 
Achtung der Grundsätze der sozialistischen Moral und 
Ethik geführt.

Auch in der Tätigkeit der Gerichte ist ein großer Auf­
schwung zu verzeichnen. Sie haben es in vielen Fällen 
verstanden, durch die Einbeziehung von Kollektiven 
der Werktätigen * und unter Mitwirkung von gesell­
schaftlichen Anklägern oder Verteidigern die Straftat, 
ihre Ursachen und begünstigenden Bedingungen auf­
zudecken und dadurch in ihren gesamtgesellschaftlichen 
Zusammenhängen richtig zu beurteilen. Sie haben sich 
bemüht, die Kraft der Kollektive der Werktätigen für 
die Zurückdrängung der Kriminalität, zur Beseitigung 
von Ursachen und begünstigenden Bedingungen von 
kriminellen Handlungen oder anderen Gesetzesverlet­
zungen sowie zur Umerziehung von Rechtsverletzern 
zu nutzen. Dadurch haben die Gerichte dazu beigetra­
gen, die moralisch-politische Einheit der Bevölkerung 
und das Vertrauen der Bürger zur Arbeiter-und-Bau- 
em-Macht zu festigen. Folgendes Beispiel soll dies ver­
deutlichen:
Das Bezirksgericht Gera hat ein Verfahren gegen Ver­
kaufsstellenleiter und Verkäuferinnen mehrerer 
Fleischverkaufsstellen der HO und des Konsums wegen 
Untreue, Unterschlagung und Betrugs an Kunden 
durchgeführt. In der Hauptverhandlung, die im Zu­
sammenwirken mit Werktätigen aus dem Bereich 
Handel und mit der örtlichen Volksvertretung vorbe­
reitet wurde, traten zwei gesellschaftliche Ankläger 
auf, die von der Ständigen Kommission Handel und 
Versorgung bzw. von einer Einwohnerversammlung 
beauftragt worden waren. Außerdem nahmen Abge­
ordnete der Volksvertretung, Beauftragte der Handels­
organe und Vertreter der Kunden an der Hauptver­
handlung teil. Das Verfahren wurde danach von den 
Justizorganen und auch von den Handelsorganen in 
Aussprachen mit der Bevölkerung ausgewertet, wo­
durch die Aktivität der Verkaufsstellenausschüsse und 
HO-Beiräte wuchs. Der Rat -der Stadt Gera faßte in 
Auswertung des Verfahrens den Beschluß, die Ver­
kaufsstellen auf die Einhaltung der Preise zu überprü­
fen.
Trotz dieser guten Arbeit bei der Einbeziehung der 
Werktätigen in die Rechtspflege und bei der Beseiti­
gung von begünstigenden Bedingungen von Straftaten

glaubte das Bezirksgericht, bei der Beurteilung der 
Straftaten bei allen Angeklagten mit Freiheitsstrafen 
reagieren zu müssen. Der 4. Strafsenat des Obersten 
Gerichts hat auf die Berufung zweier Angeklagter an 
Ort und Stelle verhandelt und demonstriert, daß unter 
Ausnutzung der.im Rechtspflegeerlaß gegebenen Mög­
lichkeiten der erzieherischen Einwirkung durch das 
Kollektiv bei diesen beiden Angeklagten eine Strafe 
ohne Freiheitsentziehung richtig war. Sie hatten selbst 
weitgehend zur Aufdeckung des gesamten Umfangs der 
strafbaren Handlungen beigetragen.

Auch in anderen Bezirken gibt es ähnliche gute Bei­
spiele. Trotzdem kann man nicht sagen, daß der 
Rechtspflegeerlaß in der gesamten Tätigkeit der 
Rechtspflegeorgane bereits voll verwirklicht wird. Es 
gibt vielmehr noch ernste Mängel und Hemmnisse, die 
in ungenügender ideologischer Klarheit über die Auf­
gaben des Rechts und der Rechtsordnung in der Pe­
riode des umfassenden sozialistischen Aufbaus, in dog­
matischen Auffassungen von der Funktion des Straf­
rechts und in formaler, bürokratischer Arbeitsweise 
begründet sind. Ein entscheidender Mangel aber liegt 
in der ungenügenden Leitung der Tätigkeit der Ge­
richte durch das Oberste Gericht und durch die Be­
zirksgerichte.
Das 5. Plenum des Zentralkomitees der SED lehrt uns, 
daß die sachkundige und wissenschaftliche Leitung des 
Staates und der Wirtschaft das Hauptkettenglied für 
die notwendige Veränderung der Arbeit zur Durchfüh­
rung der ökonomischen Politik ist. Dementsprechend ist 
es auf dem Gebiet der Rechtspflege unbedingt erforder­
lich, eine Leitungstätigkeit zu entwickeln, die echte 
sozialistische Menschenführung ist und die den Grund­
sätzen der Humanität und Gerechtigkeit entspricht, 
wie sie in der Programmatischen Erklärung des Vor­
sitzenden des Staatsrates festgelegt sind.

Die Herausbildung einer qualifizierteren, politisch 
orientierenden, vorausschauenden und operativen Lei­
tung durch die zentralen Rechtspflegeorgane — das ist 
gegenwärtig die Hauptfrage bei der weiteren Vervoll­
kommnung der sozialistischen Rechtspflege. Diese Lei­
tungstätigkeit muß die Gerichte befähigen, die ge­
wachsenen erzieherischen Fähigkeiten und Kräfte der 
Gesellschaft, der sozialistischen Kollektive in den Be­
trieben und landwirtschaftlichen Produktionsgenossen­
schaften, der Volksvertretungen und ihrer Ständigen 
Kommissionen, der gesellschaftlichen Organisationen und 
der Nationalen Front zu nutzen und zur weiteren Ent­
wicklung des Bewußtseins der Bürger, zur Festigung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit und der Grundsätze 
der Moral und Ethik beizutragen.
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